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V. Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
(TVöD) – Besonderer Teil Pflege- 
und Betreuungseinrichtungen – (BT-B)*

vom 1. August 2006

zuletzt geändert durch Änderungstarifvertrag Nr. 7 vom 31. März 2012 

in der ab 1. März 2012 geltenden Fassung

§ 40
Geltungsbereich

(1) Dieser Besondere Teil gilt für Beschäftigte, die in einem Arbeitsverhältnis zu einem
Arbeitgeber stehen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, wenn sie in
a) Heil-, Pflege- und Entbindungseinrichtungen, 
b) medizinischen Instituten von Heil- und Pflegeeinrichtungen, 
c) sonstigen Einrichtungen und Heimen, in denen die betreuten Personen in ärztlicher

Behandlung stehen, wenn die Behandlung durch nicht in den Einrichtungen selbst
beschäftigte Ärztinnen oder Ärzten stattfindet, oder in 

d) Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der Erziehung, der Für-
sorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der Fürsorge und Betreuung von
obdachlosen, alten, gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürfti-
gen Personen dienen, auch wenn diese Einrichtungen nicht der ärztlichen Behandlung
der betreuten Personen dienen, beschäftigt sind, soweit die Einrichtungen nicht vom
Geltungsbereich des Besonderen Teils Krankenhäuser (BT-K) erfasst werden.

Protokollerklärung zu Absatz 1:
Auf Lehrkräfte findet § 51 Besonderer Teil Verwaltung (BT-V) Anwendung.

> Niederschrifterklärung zur Protokollerklärung zu § 40 Abs. 1:
1Vom Geltungsbereich des BT-B nicht erfasst werden insbesondere Lehrkräfte an Heim- und
Internatsschulen. 2Für diese gelten die Sonderregelungen des § 51 BT-V. 3Lehrkräfte an Kran-
kenpflegeschulen und ähnlichen der Ausbildung dienenden Einrichtungen fallen unter den BT-B,
soweit diese nicht unter den BT-K fallen.

(2) Soweit in den nachfolgenden Bestimmungen auf die §§ 1 bis 39 verwiesen wird, handelt
es sich um die Regelungen des TVöD – Allgemeiner Teil 

* Kursiv sind die Niederschriftserklärungen eingearbeitet. Sie sind kein Bestandteil des TVöD-BT-B.
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§ 41
Besondere Regelungen zum Geltungsbereich des TVöD

– hier nicht abgedruckt –

§ 42
Allgemeine Pflichten der Ärztinnen und Ärtze

– hier nicht abgedruckt –

§ 43
Nebentätigkeiten von Ärztinnen und Ärtzen

– hier nicht abgedruckt –

§ 44
Zu § 5 Qualifizierung

(1) Für Beschäftigte, die sich in Facharzt-, Schwerpunktweiterbildung oder Zusatzausbildung
nach dem Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung befin-
den, ist ein Weiterbildungsplan aufzustellen, der unter Berücksichtigung des Standes der
Weiterbildung die zu vermittelnden Ziele und Inhalte der Weiterbildungsabschnitte sach-
lich und zeitlich gegliedert festlegt. 

(2) Die Weiterbildung ist vom Betrieb im Rahmen seines Versorgungsauftrags bei wirtschaftlicher
Betriebsführung so zu organisieren, dass die/der Beschäftigte die festgelegten Weiterbildungs-
ziele in der nach der jeweiligen Weiterbildungsordnung vorgesehenen Zeit erreichen kann.

(3) 1Können Weiterbildungsziele aus Gründen, die der Arbeitgeber zu vertreten hat, in der ver-
einbarten Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht erreicht werden, so ist die Dauer des Arbeits-
vertrages entsprechend zu verlängern. 2Die Regelungen des Gesetzes über befristete Arbeits-
verträge mit Ärzten in der Weiterbildung bleiben hiervon unberührt und sind für den Fall
lang andauernder Arbeitsunfähigkeit sinngemäß anzuwenden. 3Absatz 2 bleibt unberührt.

(4) 1Bei Beschäftigten im Erziehungsdienst im Tarifgebiet West werden – soweit gesetzliche
Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen – im Rahmen der
regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 19,5 Stun-
den für Zwecke der Vorbereitung und Qualifizierung verwendet. 2Bei Teilzeitbeschäftigten
gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem
Umfang, der dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitzeit
zu der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter entspricht, reduziert.
3Im Erziehungsdienst tätig sind insbesondere Beschäftigte als Kinderpflegerin/Kinderpfle-
ger bzw. Sozialassistentin/Sozialassistent, Heilerziehungspflegehelferin/ Heil erzie hungs -
pflegehelfer, Erzieherin/Erzieher, Heilerziehungspflegerin/Heilerziehungspfleger, im hand-
werklichen Erziehungsdienst, als Leiterinnen/Leiter oder ständige Vertreterinnen/Ver treter



von Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten oder Erziehungsheimen sowie andere
Beschäftigte mit erzieherischer Tätigkeit in der Erziehungs- oder Eingliederungshilfe. 

Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 3:
Soweit Berufsbezeichnungen aufgeführt sind, werden auch Beschäftigte erfasst, die eine entsprechende
Tätigkeit ohne staatliche Anerkennung oder staatliche Prüfung ausüben.

> Niederschriftserklärung zu § 44 Abs. 4 Satz 3: 
Beschäftigte im handwerklichen Erziehungsdienst müssen in Einrichtungen tätig sein, in denen auch
Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Erziehung,
Ausbildung oder Pflege betreut werden, und für Kinder oder Jugendliche erzieherisch tätig sein.

§ 45
Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft

(1) 1Bereitschaftsdienst leisten die Beschäftigten, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle auf-
halten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. 2Der Arbeitgeber darf Bereitschafts-
dienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß
aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. 

(2) Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen des § 7 ArbZG die
tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert
werden, wenn mindestens die acht Stunden überschreitende Zeit im Rahmen von Bereit-
schaftsdienst geleistet wird, und zwar wie folgt:
a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen A und B bis zu insgesamt maximal 16 Stunden

täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht,
b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe C und D bis zu insgesamt maximal 13 Stunden

täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht.

(3) 1Im Rahmen des § 7 ArbZG kann unter den Voraussetzungen 
a) einer Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle,
b) einer Belastungsanalyse gemäß § 5 ArbSchG und ggf. daraus resultierender Maß-

nahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes 
aufgrund einer Betriebs-/Dienstvereinbarung von den Regelungen des Arbeitszeitgeset-
zes abgewichen werden. 2Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein Personalver-
tretungsgesetz Anwendung findet, kann eine Regelung nach Satz 1 in einem landesbe-
zirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht
einvernehmlich zustande kommt (§ 38 Abs. 3) und der Arbeitgeber ein Letztentschei-
dungsrecht hat. 3Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann die tägliche
Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert werden,
wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt.
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4Hierbei darf die tägliche Arbeitszeit ausschließlich der Pausen maximal 24 Stunden
betragen.

(4) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 und 2 kann die tägliche Arbeitszeit
gemäß § 7 Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich verlängert werden, wobei
a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen A und B eine wöchentliche Arbeitszeit von bis

zu maximal durchschnittlich 58 Stunden,
b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen C und D eine wöchentliche Arbeitszeit von bis

zu maximal durchschnittlich 54 Stunden
zulässig ist.

(5) Für den Ausgleichszeitraum nach den Absätzen 2 bis 4 gilt § 6 Abs. 2 Satz 1.

(6) Bei Aufnahme von Verhandlungen über eine Betriebs-/Dienstvereinbarung nach den Absät-
zen 3 und 4 sind die Tarifvertragsparteien auf landesbezirklicher Ebene zu informieren.

(7) 1In den Fällen, in denen Beschäftigte Teilzeitarbeit gemäß § 11 vereinbart haben, verrin-
gern sich die Höchstgrenzen der wöchentlichen Arbeitszeit nach den Absätzen 2 bis 4 in
demselben Verhältnis wie die Arbeitszeit dieser Beschäftigten zu der regelmäßigen Arbeits-
zeit der Vollbeschäftigten. 2Mit Zustimmung der/des Beschäftigten oder aufgrund von
dringenden dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden.

(8) 1Der Arbeitgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich in
Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 2Durch tatsächliche Arbeitsleistung innerhalb der Rufbe-
reitschaft kann die tägliche Höchstarbeitszeit von zehn Stunden (§ 3 ArbZG) überschrit-
ten werden (§ 7 ArbZG).

(9) § 6 Abs. 4 bleibt im Übrigen unberührt.

(10) 1Für Beschäftigte gemäß § 40 Abs. 1 Buchst. d gelten die Absätze 1 bis 9 mit der Maßga-
be, dass die Grenzen für die Stufen A und B einzuhalten sind. 2Dazu gehören auch die
Beschäftigten in Einrichtungen, in denen die betreuten Personen nicht regelmäßig ärzt-
lich behandelt oder beaufsichtigt werden (Erholungsheime).

(11) Für die Ärztinnen und die Ärzte in Einrichtungen nach Absatz 10 gelten die Absätze 1
bis 9 ohne Einschränkungen.

§ 46
Bereitschaftsdienstentgelt

(1) Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich
der geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet:
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a) Nach dem Maß der während des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemäß durch-
schnittlich anfallenden Arbeitsleistungen wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes wie
folgt als Arbeitszeit gewertet:

Stufe Arbeitsleistung innerhalb Bewertung
des Bereitschaftsdienstes als Arbeitszeit

A 0 bis 10 v.H. 15 v.H.
B mehr als 10 bis 25 v.H. 25 v.H
C mehr als 25 bis 40 v.H. 40 v.H.
D mehr als 40 bis 49 v.H. 55 v.H.

Ein hiernach der Stufe A zugeordneter Bereitschaftsdienst wird der Stufe B zugeteilt,
wenn der Beschäftigte während des Bereitschaftsdienstes in der Zeit von 22 bis 6 Uhr
erfahrungsgemäß durchschnittlich mehr als dreimal dienstlich in Anspruch genom-
men wird.

b) Entsprechend der Zahl der vom Beschäftigten je Kalendermonat abgeleisteten
Bereitschaftsdienste wird die Zeit eines jeden Bereitschaftsdienstes zusätzlich wie
folgt als Arbeitszeit gewertet:

Zahl der Bereitschaftsdienste im Kalendermonat Bewertung als Arbeitszeit
1. bis 8. Bereitschaftsdienst 25 v.H.
9. bis 12. Bereitschaftsdienst 35 v.H.
13. und folgende Bereitschaftsdienste 45 v.H.

(2) Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch die
Betriebsparteien.

(3) 1Für die Beschäftigten gemäß § 45 Abs. 10 wird zum Zwecke der Entgeltberechnung die
Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit mit 25 v.H. als Arbeits-
zeit bewertet. 2Leistet die/der Beschäftigte in einem Kalendermonat mehr als acht Bereit-
schaftsdienste, wird die Zeit eines jeden über acht Bereitschaftsdienste hinausgehenden
Bereitschaftsdienstes zusätzlich mit 15 v.H. als Arbeitszeit gewertet.

(4) 1Das Entgelt für die nach den Absätzen 1 und 3 zum Zwecke der Entgeltberechnung als
Arbeitszeit gewertete Bereitschaftsdienstzeit bestimmt sich für übergeleitete Beschäftigte
auf der Basis ihrer Eingruppierung am 30. September 2005, für nach dem 30. September
2005 eingestellte Beschäftigte und in den Fällen der Übertragung einer höher oder nie-
driger bewerteten Tätigkeit nach der Vergütungs- bzw. Lohngruppe, die sich zum Zeit-
punkt der Einstellung bzw. der Höher- oder Herabgruppierung bei Fortgeltung des bis-
herige Tarifrechts ergeben hätte, nach der Anlage G. 2Die Beträge der Anlage G verändern
sich ab dem 1. März 2012 bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifver-
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tragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. 3Für die Zeit
des Bereit schaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit und für die Zeit der Rufbe-
reitschaft werden Zeitzuschläge nach § 8 nicht gezahlt. 

(5) 1Die Beschäftigten erhalten zusätzlich zu dem Entgelt nach Absatz 4 für die Zeit des
Bereitschaftsdienstes in den Nachtstunden (§ 7 Abs. 5) je Stunde einen Zeitzuschlag in
Höhe von 15 v.H. des Entgelts nach Absatz 4. 2Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Das Bereitschaftsdienstentgelt nach den Absätzen 4 und 5 kann im Falle der Faktorisie-
rung nach § 10 Abs. 3 im Verhältnis 1:1 in Freizeit abgegolten werden.

§ 47
Sonderkündigungsrecht der Bereitschaftsdienst- und Rufbereitschaftsregelung

1Die §§ 45 und 46 können mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden, wenn infolge
einer Änderung des Arbeitszeitgesetzes sich materiellrechtliche Auswirkungen ergeben oder
weitere Regelungsmöglichkeiten für die Tarifvertragsparteien eröffnet werden. 2Rein formelle
Änderungen berechtigten nicht zu einer Ausübung des Sonderkündigungsrechts.

§ 48
Wechselschichtarbeit

(1) Abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 2 werden die gesetzlichen Pausen bei Wechselschichtar-
beit nicht in die Arbeitszeit eingerechnet. 

(2) Abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 1 ist Wechselschichtarbeit die Arbeit nach einem Schicht -
plan/Dienstplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechsel-
schichten vorsieht, bei denen die/der Beschäftigte längstens nach Ablauf eines Monats
erneut zu mindestens zwei Nachtschichten herangezogen wird.

> Niederschriftserklärung zu § 48 Abs. 2:
Der Anspruch auf die Wechselschichtzulage ist auch erfüllt, wenn unter Einhaltung der Monatsfrist
zwei Nachtdienste geleistet wurden, die nicht zwingend unmittelbar aufeinander folgen müssen.

§ 49
Arbeit an Sonn- und Feiertagen

Abweichend von § 6 Abs. 3 Satz 3 und in Ergänzung zu § 6 Abs. 5 gilt für Sonn- und Feiertage
Folgendes:
(1) 1Die Arbeitszeit an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, wird durch

eine entsprechende Freistellung an einem anderen Werktag bis zum Ende des dritten
Kalendermonats – möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats –
ausgeglichen, wenn es die betrieblichen Verhältnisse zulassen. 2Kann ein Freizeitausgleich
nicht gewährt werden, erhält die/der Beschäftigte je Stunde 100 v. H. des auf eine Stunde
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entfallenden Anteils des monatlichen Entgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe
nach Maßgabe der Entgelttabelle. 3Ist ein Arbeitszeitkonto eingerichtet, ist eine Buchung
gemäß § 10 Abs. 3 zulässig. 4§ 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unberührt.

(2) 1Für Beschäftigte, die regelmäßig nach einem Dienstplan eingesetzt werden, der Wechsel-
schicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in der Woche vorsieht, vermindert sich die regel-
mäßige Wochenarbeitszeit um ein Fünftel der arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnitt-
lichen Wochenarbeitszeit, wenn sie an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt,
a) Arbeitsleistung zu erbringen haben oder
b) nicht wegen des Feiertags, sondern dienstplanmäßig nicht zur Arbeit eingeteilt sind und

deswegen an anderen Tagen der Woche ihre regelmäßige Arbeitszeit erbringen müssen.
2Absatz 1 gilt in diesen Fällen nicht. § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unberührt.

(3) 1Beschäftigte, die regelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten müssen, erhalten inner-
halb von zwei Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 2Hiervon soll ein freier Tag auf einen Sonn-
tag fallen.

§ 50
– nicht besetzt –

> Niederschriftserklärung zu den §§ 6 bis 10 i.V.m. §§ 45 bis 50:
1Die Dokumentation der Arbeitszeit, der Mehrarbeit, der Überstunden, der Bereitschaftsdienste
etc. ist nicht mit dem Arbeitszeitkonto gem. § 10 TVöD gleichzusetzen. 2Arbeitszeitkonten kön-
nen nur auf der Grundlage des § 10 TVöD durch Betriebs- oder einvernehmliche Dienstverein-
barungen eingerichtet und geführt werden.

§ 51
Eingruppierung der Ärztinnen und Ärzte

– hier nicht abgedruckt –

§ 52
Eingruppierung und Entgelt der Beschäftigten 

im Sozial- und Erziehungsdienst
(1) 1Bis zum Inkrafttreten der Eingruppierungsvorschriften des TVöD einschließlich Entgelt -

ordnung richtet sich die Eingruppierung der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungs-
dienst nach den Merkmalen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD. 2Sie erhalten
abweichend von § 15 Abs. 2 Satz 2 Entgelt nach der Anlage C (VKA).

(2) Anstelle des § 16 (VKA) gilt folgendes: 
1Die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 umfassen sechs Stufen. 2Bei Einstellung werden die Beschäf-
tigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt. 3Verfügt

107Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

|  TVöD  |  Besonderer Teil Pflege- und Betreuungseinrichtungen (BT-B)  |  §§ 49– 52



die/der Beschäftigte über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr,
erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt sie/er über eine einschlägige Berufserfahrung
von mindestens vier Jahren, erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3. 4Unabhängig
davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten
einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berük-
ksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit förderlich ist. 5Bei Einstellung
von Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis im öffentlichen
Dienst (§ 34 Abs. 3 Satz 3 und 4) oder zu einem Arbeitgeber, der einen dem TVöD ver-
gleichbaren Tarifvertrag anwendet, kann die in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis erwor-
bene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigt werden; Satz 4 bleibt
unberührt. 6Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhän-
gigkeit von ihrer Leistung gemäß § 17 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbroche-
nen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):

Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,
Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2,
Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3,
Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und
Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

7Abweichend von Satz 1 ist Endstufe die Stufe 4 
a) in der Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 3 und
b) in der Entgeltgruppe S 8 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 5.
8Abweichend von Satz 6 erreichen Beschäftigte, die nach den Tätigkeitsmerkmalen des
Anhangs zu der Anlage C (VKA) zum TVöD in der Entgeltgruppe S 8 eingruppiert sind,
die Stufe 5 nach acht Jahren in Stufe 4 und die Stufe 6 nach zehn Jahren in Stufe 5.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 3:
Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen Dien-
stes (TVPöD) vom 27. Oktober 2009 gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung.

(3) Soweit im Allgemeinen Teil auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen wird, ent-
spricht 

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe
2 S 2
4 S 3
5 S 4
6 S 5
8 S 6 bis S 8
9 S 9 bis S 14
10 S 15 und S 16
11 S 17
12 S 18.
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§ 53
Betrieblicher Gesundheitsschutz/Betriebliche Gesundheitsförderung 

der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst
(4) Die nachfolgenden Regelungen gelten für die Beschäftigten des Sozial- und Erziehungs-

dienstes, soweit sie nach Maßgabe des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD ein-
gruppiert sind. 

(5) 1Betriebliche Gesundheitsförderung zielt darauf ab, die Arbeit und die Arbeitsbedin-
gungen so zu organisieren, dass diese nicht Ursache von Erkrankungen oder Gesund-
heitsschädigungen sind. 2Sie fördert die Erhaltung bzw. Herstellung gesundheitsgerech-
ter Verhältnisse am Arbeitsplatz sowie gesundheitsbewusstes Verhalten. 3Zugleich
werden damit die Motivation der Beschäftigten und die Qualitätsstandards der Verwal-
tungen und Betriebe verbessert. 4Die betriebliche Gesundheitsförderung basiert auf
einem aktiv betriebenen Arbeits- und Gesundheitsschutz. 5Dieser reduziert Arbeitsun-
fälle, Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und verbessert
durch den Abbau von Fehlzeiten und die Vermeidung von Betriebsstörungen die Wett-
bewerbsfähigkeit der Verwaltungen und Betriebe. 6Der Arbeits- und Gesundheitsschutz
sowie die betriebliche Gesundheitsförderung gehören zu einem zeitgemäßen Gesund-
heitsmanagement.

(6) 1Die Beschäftigten haben einen individuellen Anspruch auf die Durchführung einer
Gefährdungsbeurteilung. 2Die Durchführung erfolgt nach Maßgabe des Gesetzes über
die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzge-
setz). 3Die Beschäftigten sind in die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung einzu-
beziehen. 4Sie sind über das Ergebnis von Gefährdungsbeurteilungen zu unterrichten.
5Vorgesehene Maßnahmen sind mit ihnen zu erörtern. 6Widersprechen betroffene
Beschäftigte den vorgesehenen Maßnahmen, ist die betriebliche Kommission zu befas-
sen. 7Die Beschäftigten können verlangen, dass eine erneute Gefährdungsbeurteilung
durchgeführt wird, wenn sich die Umstände, unter denen die Tätigkeiten zu verrichten
sind, wesentlich ändern, neu entstandene wesentliche Gefährdungen auftreten oder eine
Gefährdung auf Grund veränderter arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse erkannt wird.
8Die Wirksamkeit der Maßnahmen ist in angemessenen Abständen zu überprüfen.

(7) 1Beim Arbeitgeber wird auf Antrag des Personalrats/Betriebsrats eine betriebliche Kom-
mission gebildet, deren Mitglieder je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Personal-
bzw. Betriebsrat benannt werden. 2Die Mitglieder müssen Beschäftigte des Arbeitgebers
sein. 3Soweit ein Arbeitsschutzausschuss gebildet ist, können Mitglieder dieses Aus-
schusses auch in der betrieblichen Kommission tätig werden. 4Im Falle des Absatzes 3
Satz 6 berät die betriebliche Kommission über die erforderlichen Maßnahmen und
kann Vorschläge zu den zu treffenden Maßnahmen machen. 5Der Arbeitgeber führt die
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Maßnahmen durch, wenn die Mehrheit der vom Arbeitgeber benannten Mitglieder der
betrieblichen Kommission im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber dem Beschluss
zugestimmt hat. 6Gesetzliche Rechte der kommunalen Beschlussorgane bleiben unbe-
rührt. 7Wird ein Vorschlag nur von den vom Personalrat/Betriebsrat benannten Mit-
gliedern gemacht und folgt der Arbeitgeber diesem Vorschlag nicht, sind die Gründe
darzulegen. 8Die betriebliche Kommission ist auch für die Beratung von schriftlich
begründeten Beschwerden zuständig, wenn der Arbeitgeber eine erneute Gefährdungs-
beurteilung ablehnt. 9Der Arbeitgeber entscheidet auf Vorschlag des Arbeitsschutzaus-
schusses bzw. der betrieblichen Kommission, ob und in welchem Umfang der
Beschwerde im Einzelfall abgeholfen wird. 10Wird dem Vorschlag nicht gefolgt, sind die
Gründe darzulegen. 

(8) 1Die betriebliche Kommission kann zeitlich befristet Gesundheitszirkel zur Gesundheits-
förderung einrichten, deren Aufgabe es ist, Belastungen am Arbeitsplatz und deren Ursa-
chen zu analysieren und Lösungsansätze zur Verbesserung der Arbeitssituation zu erar-
beiten. 2Sie berät über Vorschläge der Gesundheitszirkel und unterbreitet, wenn ein
Arbeitsschutzausschuss gebildet ist, diesem, ansonsten dem Arbeitgeber Vorschläge. 3Die
Ablehnung eines Vorschlags ist durch den Arbeitgeber zu begründen. 4Näheres regelt die
Geschäftsordnung der betrieblichen Kommission. 

(9) 1Zur Durchführung ihrer Aufgaben sind der betrieblichen Kommission die erforder-
lichen, zur Verfügung stehenden Unterlagen zugänglich zu machen. 2Die betriebliche
Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, in der auch Regelungen über die Beteili-
gung der Beschäftigten bei der Gefährdungsbeurteilung, deren Bekanntgabe und Erörte-
rung sowie über die Qualifizierung der Mitglieder der betrieblichen Kommission und
von Gesundheitszirkeln zu treffen sind. 

(10) Gesetzliche Bestimmungen, günstigere betriebliche Regelungen und die Rechte des Per-
sonal- bzw. Betriebsrats bleiben unberührt.

Protokollerklärungen:
1. Sollte sich aufgrund gerichtlicher Entscheidungen erweisen, dass die über die Zusammensetzung

der betrieblichen Kommission oder die Berufung ihrer Mitglieder getroffenen Regelungen mit
geltendem Recht unvereinbar sind, werden die Tarifvertragsparteien Verhandlungen aufneh-
men und eine ersetzende Regelung treffen, die mit geltendem Recht vereinbar ist und dem von
den Tarifvertragsparteien Gewollten möglichst nahe kommt.

2. Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass mit dieser Regelung außerhalb seines
Geltungsbereichs der betriebliche Gesundheitsschutz/die betriebliche Gesundheitsförderung im
BT-V und BT-B nicht abschließend tariflich geregelt sind und die übrigen Besonderen Teile des
TVöD von der hier getroffenen Regelung unberührt bleiben.
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§ 54
Erholungsurlaub

1Die Beschäftigten an Heimschulen und Internaten haben den Urlaub in der Regel während
der Schulferien zu nehmen. 2Die Sonderregelungen für Lehrkräfte bleiben unberührt.

§ 55
Zusatzurlaub

(1) 1Beschäftigte erhalten bei einer Leistung im Kalenderjahr von mindestens
150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag
300 Nachtarbeitstunden 2 Arbeitstage
450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage
600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage
Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 2Nachtarbeitsstunden, die in Zeiträumen geleistet werden,
für die Zusatzurlaub für Wechselschicht- oder Schichtarbeit zusteht, bleiben unberücksich-
tigt. 3§ 27 Absatz 4 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass Erholungsurlaub und
Zusatzurlaub insgesamt im Kalenderjahr 35 Tage, bei Zusatzurlaub wegen Wechsel-
schichtarbeit 36 Tage, nicht überschreiten. 4§27 Absatz 5 findet Anwendung.

Protokollerklärung zu Absatz 1:
Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach den abgeleisteten Nachtarbeitsstunden und ent-
steht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllt sind.

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 werden nur die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit
(§ 6) in der Zeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich geleis -
teten Nachtarbeitsstunden berücksichtigt.

(3) 1Bei Teilzeitbeschäftigten ist die Zahl der nach Absatz 1 geforderten Nachtarbeitsstunden
entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen regelmä-
ßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter zu
kürzen. 2Ist die vereinbarte Arbeitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf weniger als
fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, ist der Zusatzurlaub in entsprechender
Anwendung des § 26 Abs. 1 Sätze 4 und 5 zu ermitteln. 

(4) 1Die Beschäftigten erhalten für die Zeit der Bereitschaftsdienste in den Nachtstunden
(§ 7 Abs. 5) einen Zusatzurlaub in Höhe von zwei Arbeitstagen pro Kalenderjahr,
sofern mindestens 288 Stunden der Bereitschaftsdienste kalenderjährlich in die Zeit
zwischen 21.00 bis 6.00 Uhr fallen. 2Absatz 1 Sätze 2 und 3 und Absatz 3 gelten ent-
sprechend.
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§ 56
Reise- und Umzugskosten

1Die Erstattung von Reise- und gegebenenfalls Umzugskosten richtet sich nach den beim
Arbeitgeber geltenden Grundsätzen. 2Für Arbeitgeber, die öffentlichem Haushaltsrecht unter-
liegen, finden, wenn diese nicht nach eigenen Grundsätzen verfahren, die für Beamtinnen und
Beamte geltenden Bestimmungen Anwendung.

§ 57
Inkrafttreten, Laufzeit

1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft. 2Die Bestimmungen dieses Tarifvertrages
sind mit der Kündigung der entsprechenden Vorschriften des Besonderen Teils Krankenhäuser
(BT-K) zum gleichen Zeitpunkt gekündigt. 3Abweichend von Satz 2 können die §§ 52 und 53
sowie der Anhang zu der Anlage C (VKA) zum TVöD mit einer Frist von drei Monaten zum
Schluss eines Kalendervierteljahres, frühestens jedoch zum 31. Dezember 2014, schriftlich
gekündigt werden. 4Für die Kündigung der Anlage C (VKA) zum TVöD, ausgenommen der
Anhang zu der Anlage C (VKA) zum TVöD, gilt § 39 Abs. 4 Buchst. c entsprechend.
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Anlage G 
zu § 46 Abs. 4 (Bereitschaftsdienstentgelt) 

– Auszug –

Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O richtet 

Vergütungsgruppe Stundenentgelt Stundenentgelt Stundenentgelt

gültig ab gültig ab gültig ab

1. März 2012 1. Januar 2013 1. August 2013

VergGr. I 31,97 € 32,42 € 32,87 €

VergGr. Ia 29,31 € 29,72 € 30,14 €

VergGr. Ib 26,96 € 27,34 € 27,72 €

VergGr. II 24,70 € 25,05 € 25,40 €

VergGr. III 22,30 € 22,61 € 22,93 €

VergGr. IVa 20,52 € 20,81 € 21,10 €

VergGr. IVb 18,89 € 19,15 € 19,42 €

VergGr. Vb 18,22 € 18,48 € 18,74 €

VergGr. Vc 17,33 € 17,57 € 17,82 €

VergGr. VIb 16,08 € 16,31 € 16,54 €

VergGr. VII 15,09 € 15,30 € 15,51 €

VergGr. VIII 14,18 € 14,38 € 14,58 €

VergGr. IXa 13,65 € 13,84 € 14,03 €

VergGr. IX 13,39 € 13,58 € 13,77 €

VergGr. X 12,71 € 12,89 € 13,07 €

Für Beschäftigte, die nach dem Anhang zu der Anlage C (VKA) zum TVöD eingruppiert sind,
gilt die vorstehende Tabelle in der Weise, wie sie bei Weiteranwendung der Anlage 1a zum
BAT/BAT-O gegolten hätte.
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